
 

 

Liebe Leute! 

„Heiß war es – und spannend!“ Auf diese Weise 
ließe sich der Kongress Aktiv gegen Nazis, der 
am 2. und 3. Juli in Lüneburg stattgefunden hat, 
kurz und prägnant zusammenfassen. Wie ver-
sprochen gibt es für die Teilnehmer_innen des 
Kongresses und die daheimgebliebenen interes-
sierten Menschen noch eine ausführlichere Zu-
sammenfassung der Geschehnisse. In dieser 
Dokumentation findet Ihr nun einen Bericht von 
der Podiumsdiskussion und Zusammenfassun-
gen der einzelnen Workshops. Darüber hinaus 
findet Ihr auf der letzten Seite einige Links und 
Literaturhinweise, die Euch bei Eurer antifaschis-
tischen Arbeit weiterhelfen können. 

In jedem Fall war der Kongress für uns ein Er-
folg: Rund 70 Teilnehmer_innen waren dabei 
und haben der Hitze und der Versuchung Bade-
see widerstanden. Belohnt wurden sie mit span-
nenden Workshops, angeregten und anregen-
den Diskussionen und einer entspannten Kon-
gressatmosphäre. Vielen Dank noch mal an 
Euch, dass Ihr dabei gewesen seid und den Kon-
gress bereichert habt. 

Viel Spaß beim Lesen und immer schön aktiv 
gegen Nazis bleiben! 

Euer KongressOrgaTeam 

 D
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Podiumsdiskussion: Rassismus im Alltag – 
aus verschiedenen Blickwinkeln 

Referent_innen: Olaf Meyer  (Antifaschistische 
Aktion Lüneburg/Uelzen), Justus Peltzer (Fanla-
den St. Pauli) und Andrea Röpke (freie Journalis-
tin) 
Moderation und Begrüßung: Luise Amtsberg 
(MdL, B90/Grüne Schleswig Holstein) und Jan 
Philipp Albrecht (MdEP, B90/Grüne) 

Freitagabend und der Hörsaal 3 der Leuphana 
Universität Lüneburg kochte. Trotz 35 Grad 
Außentemperatur sind etwas mehr als 70 inte-
ressierte Menschen gekommen, um mit den 
Podiumsgästen zu diskutieren und sich mit dem 
Thema „Rassismus im Alltag“ auseinanderzuset-
zen. 

Willkommen beim Kongress! 

Doch zunächst begrüßten Jan Philip Albrecht, 
MdEP, und Luise Amtsberg, MdL, die Teilneh-
mer_innen des Kongresses: „Nach wie vor sind 
die Zahlen rechter Gewalt hoch! Sie führen uns 
täglich vor Augen, wie stark unsere Gesellschaft 
in manchen Belangen auseinanderdriftet. Dem 
Gewaltpotenzial und der Härte der Übergriffe 
durch Neonazis sind keine Grenzen gesetzt. 
Daran erinnert auch der Mord an Alberto Adria-
no, welcher vor nunmehr zehn Jahren von drei 
Neonazis zu Tode geprügelt wurde“, so die 25-
jährige Abgeordnete aus Schleswig-Holstein. 
Anschließend 
begrüßte sie 
Andrea Röp-
ke, Justus 
Peltzer und 
Olaf Meyer 
zur Podiums-
diskussion. 

Aktuelle Entwicklungen in der Szene 

Andrea Röpke ist freie Journalistin und speziali-
siert auf den Bereich „Rechtsextremismus“. Als 
offensive Berichterstatterin über Entwicklungen 
und Akteur_innen in der rechten Szene wurde 
sie bereits mehrmals von Neonazis bedroht und 
gewaltsam angegriffen. Für ihre Arbeit wurde 
sie 2008 mit dem Otto-Brenner- Preis ausge-
zeichnet. In der Diskussion berichtete die Jour-
nalistin von rechten Strukturen vor Ort – zum 
Beispiel von der systematischen Ansiedlung von 
rechts geprägten Familien, von Festen und Ritu-

alen in der rechten Szene sowie von der straff 
organisierten Kindererziehung. Eine besondere 
Rolle nehmen laut Röpke dabei die Frauen in der 
Szene ein. 

Olaf Meyer ist 
für die Antifa-
schistische Akti-
on Lüne-
burg/Uelzen im 
„Bündnis für 
Demokratie/Netzwerk gegen Rechtsextremis-
mus“ aktiv. In diesem Netzwerk engagieren sich 
65 Organisationen, u.a. Kirche, Antifa, Grüne, 
SPD und Linke. „Von Beruf Antifaschist“, so 
charakterisierte sich der Kenner der Nazi-Szene 
in Niedersachsen selbst: Er reist von einem Vor-
trag zum nächsten, um zu informieren und Ge-
genbewegungen zu vernetzen. Er berichtete 
ergänzend von den zunehmenden Aktivitäten 
der Freien Kameradschaften und der Autono-
men Rechten. Seines Erachtens erleidet die NPD 
innerhalb der Nazi-Szene derzeit einen enormen 
Bedeutungsverlust. 

Justus Peltzer ist Mitarbeiter im Fanladen St. 
Pauli, einem unabhängigen Fanprojekt des FC 
St. Pauli. Antirassistische Arbeit bezeichnete 
Peltzer als festen Bestandteil des Selbstverständ-
nisses des Projektes. Umgesetzt werde dieses 
unter anderem in dem Projekt „Kiezkick“, einem 
Angebot für fußballbegeisterte Jungen und 
Mädchen zur Förderung sozialer und kultureller 
Integrationsprozesse. Das WM-Fieber und den 
damit verbundenen Nationalstolz vieler Men-
schen sieht er äußerst kritisch. 

Vernetzung und Austausch 

Nach vielen Fragen und einer angeregten Dis-
kussion zwischen den Podiumsgästen und den 
Teilnehmer_innen der Veranstaltung klang der 
Abend bei Loungemusik, dem ein oder anderen 
Kaltgetränk und vernetzenden Gesprächen aus. 

Catharina Nieß 

Links 

www.antifa-lg.de  
Antifaschistische Aktion Lüneburg/Uelzen 

www.stpauli-fanladen.de 
Fanladen SC St. Pauli 

www.netzwerk-gegen-rechts.net  
Bündnis für Demokratie/Netzwerk gegen 
Rechtsextremismus in Lüneburg 
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Bundesprogramm gegen (Rechts-) Extre-
mismus. Trocknet Schwarz-gelb die zivilge-
sellschaftlichen Initiativen gegen Rechtsex-
tremismus aus? 

Referent_innen: Reinhard Koch (Leiter der Ar-
beitsstelle Rechtsextremismus und Gewalt) und 
Sven-Christian Kindler (MdB, B90/Grüne) 
Moderation: Julia Hamburg (B90/Grüne Göt-
tingen) 

Zivilgesellschaftliche Projekte, Bildungseinrich-
tungen und Initiativen, die sich gegen Rassis-
mus, Antisemitismus oder andere Formen grup-
penbezogener Menschenfeindlichkeit engagie-
ren sind, in unserer Gesellschaft unerlässlich. Im 
Kern des Workshops ging es um die Frage, ob 
und wie diese Maßnahmen aus dem Bundes-
haushalt finanziert werden und vor welche Her-
ausforderungen die Initiativen möglicherweise 
gestellt werden. Als Beispiel aus der Praxis dien-
te uns die Arbeitsstelle Rechtsextremismus und 
Gewalt (ARuG) mit Sitz in Braunschweig, die uns 
von deren Leiter Reinhard Koch insbesondere 
mit Blick auf die problematische Finanzierungs-
lage von Initiativen vorgestellt wurde. 

Die ARuG 

Die Mitarbeiter_innen der ARuG nahmen im 
Jahr 2009 an mehr als 300 Veranstaltungen wie 
zum Beispiel Workshops und Podiumsdiskussio-
nen zu Themen aus dem oben genannten Tätig-
keitsfeld teil. Darüber hinaus umfassen die An-
gebote das Coaching von Arbeitgeber_innen 
(Salzgitter AG, VW) zum Umgang mit „rechts-
extremen“ Mitarbeiter_innen, die Ausstiegsbe-
ratung für Mitglieder der rechten Szene sowie 
die Beratung von Eltern und Angehörigen. 

In ihrer Arbeit sieht sich die ARuG immer wieder 
mit Problemen konfrontiert, die eine effektive, 
und kontinuierliche Arbeit behindern. Ein be-
sonderer Kritikpunkt, den viele Teilneh-
mer_innen des Work-
shops teilen können, ist 
die fehlende institutio-
nelle Förderung. Die 
übliche Vorgehensweise, 
dass die Förderung von 
(Modell)Projekten auf 
wenige Jahre befristet 
ist, bietet den Initiativen 
keinerlei Planungssicher-

heit und führt letztendlich dazu, dass eine Ver-
stetigung der Projektergebnisse behindert wird 
und bestehende Strukturen immer wieder einge-
rissen werden. 

Die Pläne der Bundesregierung 

Nach dieser anschaulichen Einführung durch 
Reinhard Koch ging Sven-Christian Kindler, 
Mitglied im Haushaltsausschuss des Bundesta-
ges, genauer auf die bestehenden Finanzie-
rungspläne des Bundes für den Haushalt 2011 
ein. So sollen ab 2011 voraussichtlich 24 Mio. € 
für die Bekämpfung von „Rechtsextremismus“, 
5 Mio. € zur Prävention von „Islamismus“ und 
„Linksextremismus“ bereitgestellt und durch 
weitere 6 Mio. € gegen „Extremismus“ vom 
Innenministerium ergänzt werden. Die Pro-
gramme „Vielfalt tut Gut“ und „Kompetenz“ 
sollen zusammengelegt und gemeinsam bewirt-
schaftet werden. Ob die einzelnen Initiativen im 
kommenden Bundeshaushalt wie bisher in glei-
cher Höhe finanziert werden, ist jedoch noch 
unklar. 

Linksextremismus = Rechtsextremismus?! 

Im Zuge seiner Ausführungen verwies Kindler 
deutlich auf die Unsinnigkeit der sogenannten 
„Extremismustheorie“. Dass in der öffentlichen 
Diskussion seitens der Bundesregierung aus-
schließlich die vermeintlichen Ränder der Gesell-
schaft mit negativen Eigenschaften besetzt wür-
den, verschleiere, dass Einstellungen wie z.B. 
Nationalismus, Rassismus und Antisemitismus 
ebenfalls in der Mitte der Gesellschaft zu finden 
seien. Darüber hinaus betreibe die Extremismus-
theorie eine unsägliche Gleichsetzung von 
„Rechtsextremismus“ und „Linksextremismus“ 
und verharmlose damit die von Nazis ausgehen-
de Gefahr und Brutalität.  

Fazit 

In der anschließenden Diskussion mit den beiden 
Referent_innen kristallisierten sich drei zentrale 
politische Forderungen heraus: 1) Projekte brau-
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chen langfristige finanzielle Planungssicherheit. 
2) Die Einrichtung von Beratungsstellen für Op-
fer rechter Gewalt ist dringend notwendig. In 
Niedersachsen z.B. gibt es bisher keine einzige 
derart aufgestellte Einrichtung. 3) Der Verfas-
sungsschutz ist als Träger für Maßnahmen der 
politischen Bildung nicht geeignet. Durch sein 
häufig zweifelhaftes Vorgehen baut er Parallel-
strukturen auf, die in unnötige Konkurrenz zu 
den qualitativ besseren und wirkungsvolleren 
Programmen aus dem zivilgesellschaftichen 
Sektor treten. 

Die Resonanz der Teilnehmer_innen auf den 
Workshop war durchweg positiv. Der Austausch 
zwischen Politik und Praxis sei unerlässlich für 
die Vernetzung der Akteur_innen und letztend-
lich für einen Erfolg in der gemeinsamen Arbeit 
gegen Nazis. 

Julian Hückelheim 

Links 

www.arug.de 
Arbeitsstelle Rechtsextremismus und Gewalt 

www.sven-kindler.de 
Sven-Christian Kindler im Internet 

 

 

 
Das Volk - ein Heilsversprechen gegen die 
zersetzende Moderne 

Referent_in: Sebastian Winter (M. A. Sozialpsy-
chologie, Leibniz Universität Hannover) 
Moderation: Christoph Müller (Grüne Jugend 
Hannover) 

Menschen mit nationalistischen und rassistischen 
Einstellungen beziehen sich immer wieder auf 
ein „deutsches Volk“ für dessen Interessen sie 
eintreten wollen. Sie versprechen Heimat, Iden-
tität und Sicherheit. Völkische Gemeinschaft soll 
ihrer Absicht nach die als modern-mechanistisch 
erlebte Gesellschaft ablösen. Wie haben sich 
diese Vorstellungen eines als homogen und 
statisch gedachten Volkes entwickelt? Wie ist 
die Ideologie von Nationalstaaten/Völkern als 
natürliche Ordnung der Welt entstanden? Gibt 
es hier deutsche Besonderheiten? Und welchen 
psychischen Gewinn ziehen Nationalist_nnen, 
Patriot_innen und Völkische aus ihrem Selbstbild 

als kleine Teile des großen Ganzen? Gemeinsam 
mit unserem Referenten Sebastian Winter von 
der Uni Hannover versuchten wir in diesem 
Workshop Antworten auf diese Fragen zu fin-
den und die historischen und sozialpolitischen 
Hintergründe von Nations- und Volkskonzepten 
zu beleuchten.  

Nation als soziale Konstruktion 

Ausgangspunkt der historischen Betrachtung 
war der Begriff der „imaginated communities“ 
(Benedict Anderson). Demnach haben Nationen 
einen konstruktiven Charakter und existieren 
nur in den Köpfen der Menschen. Sie sind im 
Gegensatz zur Vorstellung vieler Menschen 
nicht uralt und nicht wesenshaft, sondern durch 
nationale Mythen konstruierte Gebilde der Neu-
zeit, die gemeinsam mit der bürgerlichen Gesell-
schaft entstanden sind. Im Zusammenhang mit 
der Suggestion einer langen nationalen Tradition 
wurde auf Eric Hobsbawns Begriff der „inventi-
on of tradition“ verwiesen. Diese „erfundene 
Tradition“ suggeriert, dass etwas schon immer 
Element der eigenen Geschichte gewesen ist. Als 
Beispiel nannte Winter das Tragen eines Schot-
tenrocks, das erst im 19. Jahrhundert in Mode 
kam. Trotz des konstruktiven Charakters von 
Nationen sind sie jedoch durchaus wirkmächtig. 

Volk oder Nation? 

Mit einem Vergleich zwischen Deutschland und 
Frankreich beleuchtete Sebastian Winter den 
Unterschied zwischen Volk und Nation. Wäh-
rend in Frankreich seit dem späten 18. Jahrhun-
dert die Einforderung von individuellen nationa-
len Rechten im Vordergrund stand, war in 
Deutschland die Idee eines gemeinsamen Volkes 
mit eigener Kultur tragendes Element der Natio-
nenbildung. Statt für staatliche Institutionen, die 
das Wohl des Einzelnen sicherstellen sollten, 
wurde für das Wohl des Volkes gekämpft, dem 
sich der_die Einzelne unterzuordnen hatte und 
deren_dessen individuelles Wohl unterzuordnen 
war. In Deutschland vollzog sich die Nationen-
bildung stets über Feindbilder, vor allem Frank-
reich stand 
durch die Idee 
national ga-
rantierter 
individueller 
Rechte, das 
dem deut-
schen Volks-
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wohl diametral entgegenstand, im Fokus der 
Abgrenzung. Zu Beginn des 19. Jahrhunderts 
und mit Entstehung der völkischen Bewegung 
wurden zunehmenden Jüdinnen und Juden zum 
zentralen Feindbild erklärt. Die Folgen einer 
Ideologie, die nicht individuelle Freiheit (franzö-
sischer Entwurf), sondern das (vermeintliche) 
Wohl des Volkes in den Mittelpunkt rückt, sind 
mit der Machtübernahme der völkischen Bewe-
gung 1933 in Deutschland in aller Deutlichkeit 
erkennbar. 

Perspektive der Massenpsychologie 

Ausgangspunkt der sozialpsychologischen Be-
trachtung war das Ergebnis einer Umfrage laut 
der 86% aller 14- bis 18-jährigen sehr stolz 
darauf sind Deutsche_r zu sein. Nationalität ist 
also für viele Menschen ein emotional bedeut-
samer Teil ihres Lebens. Nach Sigmund Freuds 
Massenpsychologie im Sinne von „imaginated 
communities“ verhalten sich Menschen in Mas-
sen anders. Während sich das Individuum 
„normal“ und rational verhält, wird ihr_sein 
Verhalten in der Masse „seltsam“ und verläuft 
im Gleichklang. Die Individuen der Masse identi-
fizieren sich miteinander und entwickeln ein 
Wir-Gefühl. Nationale Symbole wie National-
fahnen (deren Verunglimpfung gar als Straftats-
bestand geahndet wird) wirken emotional affek-
tiv aufgeladen und speichern symbolisch die 
Sehnsucht nach Gemeinschaft und Konfliktlosig-
keit. Massenbewegungen ist jedoch auch immer 
ein zersetzendes Moment wie z.B. Zweifel inhä-
rent. Dieses zersetzende Moment tritt schließlich 
als Feindbildprojektion nach außen und wirkt als 
Container für das innerlich Störende. Feindbilder 
sind daher immer Element einer jeden Gemein-
schaft. In bürgerlichen Nationalstaaten ist die 
Generierung von Feindbildern nicht so stark 
ausgeprägt wie in völkischen Nationalstaaten. 
Dies wird am Beispiel Migration deutlich: Wäh-
rend im bürgerlichen Nationalstaat Migration 
zum Teil geduldet werden kann, wirken 
Migrant_innen in der völkischen Gemeinschaft 
immer als zersetzendes Moment. 

Gerade in Zeiten verschärfter Konkurrenz, Ver-
einzelung und Abstiegsängsten wird das Ange-
bot einer nationalen Gemeinschaft für das Indi-
viduum wieder attraktiver. Während Nationa-
lismus in der heutigen deutschen Öffentlich-
keitsmeinung weitgehend tabuisiert ist, wird der 
völkische Gemeinschaftsgedanke im Gegenteil 
sehr unproblematisch verwendet. 

Thema Fußball 

Die derzeitige Dichte an deutschen Fahnen und 
der damit verbundene positive Bezug auf 
Deutschland und seine nationalen Symbole, 
führte zu der Frage, wie dies in der rechten Sze-
ne beurteilt wird. Obwohl in Nazi-Foren der 
sogenannte Party-Patriotismus eher negativ 
bewertet wird, versuchen die NPD und andere 
„rechtsextreme“ Gruppen doch auch in diesen 
Hype einzusteigen und ihre völkisch-rassistische 
Ideologie zu transportieren. Das Fan-Sein ist 
aber auch ohne diesen offenen nationalistischen 
Bezug durchaus problematisch. Das Individuum 
wird innerhalb einer Masse unkritischer und die 
mit der Entstehung von Massen einhergehende 
Konstruktion von „out-groups“ kann im Ex-
tremfall in Hass gegenüber diesen vermeintli-
chen Feinden umschlagen. Inwiefern dies auf die 
Fussball-WM zutrifft, ist wissenschaftlich unklar. 
Fest steht nur, dass nach Wilhelm Heitmeyers 
Studie „Deutsche Zustände“ Ende 2006 statis-
tisch mehr Ausländerfeindlichkeit in Deutschland 
festzustellen war als noch Anfang 2006. Im 
Zusammenhang mit der Fussball-WM wird auch 
die Rolle der Medien kritisch bewertet, die mit 
ihrer Berichterstattung die Nationalisierung vo-
rantreibe. Zudem forderten Teilnehmer_innen 
und Referent eine kritische und politische Hal-
tung der Wissenschaft, die sich verstärkt in ta-
gesaktuelle Geschehnisse und politische Debat-
ten einbringt. 

Tobias Peter 

 

 

 
Rechtsextremismus – ein Randphänomen? 
Rechtsextremistische Einstellungen in der 
Mitte der Gesellschaft 

Referent_in: Andreas Speit (freier Journalist) 
Moderation:  Mira Ball  (ver.di) 

Gleich zu Beginn des Workshops äußert Andreas 
Speit seine Bedenken über die Benutzung des 
Begriffes „Rechtsextremismus“. Dieser Begriff 
suggeriere, dass sich die politische Einstellungen 
innerhalb der Gesellschaft auf eine Art und Wei-
se verteile, dass es auf der einen Seite Menschen 
mit rechtsextremer Einstellung und auf der an-
deren Seite Menschen mit linksextremer Einstel-
lung gebe und dass die Menschen in der Mitte 
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der Gesellschaft weder rechts noch links, son-
dern politisch neutral seien. Doch ganz im Ge-
genteil: Es gebe einen „Extremismus der Mitte“ 
wie die Mitarbeiter_innen des Duisburger Insti-
tuts für Sprach- und Sozialforschung bereits 
Anfang der 90er Jahre feststellten. 

Forschungsüberblick 

Wie weit rassistische, antisemitische, autoritäre 
und antidemokratische Einstellungsmuster ver-
breitet sind und waren, zeigte Andreas Speit 
entlang eines Rückblicks auf Studien aus den 
letzten 80 Jahren auf. Die vorgestellten Untersu-
chungen hatten durchweg unterschiedliche 
Herangehensweisen und Schwerpunkte. So 
setzte sich Erich Fromm speziell mit den Einstel-
lungsmustern von Arbeitern und Angestellten 
am Vorabend des Dritten Reiches auseinander, 
während Heitmeyer in seiner Langzeitstudie 
„Deutsche Zustände“ mit den verschiedenen 
Facetten gruppenbezogener Menschenfeindlich-
keit beschäftigte. Gemeinsam ist den Untersu-
chungen jedoch, dass sie den Anteil derjenigen, 
die „rechtsextremistische“ Einstellungsmuster 
haben, durchgängig bei etwa 25 % verorten. 
Ergänzend stellte Adorno in seinen Untersu-
chungen zum autoritären Charakter fest, dass 
eine autoritäre und antidemokratische Einstel-
lung unabhängig von der politischen Einstellung 
ist. Die SINUS-Studie von 1981 unterschied 
allerdings zwischen latenten und manifesten 
Einstellungsmustern. Demnach hatten zu diesem 
Zeitpunkt 13 % der Befragten ein geschlossenes 
„rechtsextremes“ Weltbild, das heißt, dass die 
ideologische Wahrnehmung und Werteorientie-
rung von „rechtsextremen“ Grundannahmen 
geprägt ist. 

Die Annahme, dass der Anteil an Menschen mit 
„rechtsextremen“ Einstellungsmustern in den 
Ost-Bundesländern höher ist als in den West-
Bundesländern, konnten die Autor_innen der 
Studie „Vom Rand zur Mitte“ widerlegen. 
Demnach liegt der Anteil im Westen bei 9,1 %, 
der Anteil im Osten jedoch nur bei 6,6 %. Sie 
erklären dies damit, dass sich Einstellungs- und 
Verhaltensmuster im Westen weniger decken. 
Diese Divergenz erklärt auch, warum sich die 
Wahlergebnisse der NPD im einstelligen Bereich 
bewegen, obwohl 25 % der Menschen poten-
tielle Wähler_innen sind. Sie sympathisieren 
zwar mit den politischen Forderungen der NPD, 
wählen sie jedoch nicht. 

Der Extremismus der Mitte 

Der Blick auf diese Untersuchungen macht deut-
lich: Rassistische, antisemitische, autoritäre und 
antidemokratische Einstellungsmuster waren 
und sind weit verbreitet. Aber wo zeigt er sich 
nun, der „Extremismus der Mitte“? Häufig sind 
es Bilder, in denen rassistische Einstellungsmus-
ter zum Ausdruck kommen. Zwei Beispiele: Die 
durchweg rassistische Darstellung von Schwar-
zen in dem Comic „Tim im Congo“ von Hergé 
und das Aufgreifen von Bildern der Partei „Die 
Republikaner“ auf einem Titelbild des Spiegels. 
Auch in Erklärungsmustern für menschliches 
Verhalten treten rassistische Einstellungsmuster 
zutage. In soziologischen Diskursen ist derzeit 
der Trend zu erkennen, dass Verhaltensweisen 
und Eigenschaften von Menschen nur noch mit 
biologischen Faktoren erklärt werden und ande-
re soziale Faktoren ausgeblendet werden. In 
diesem Kontext ist auch die derzeitige Debatte 
um die Intelligenz von Einwanderer_innen und 
die Idee, sie einem Intelligenztest zu unterzie-
hen, einzuordnen. Und letztlich findet sich der 
Extremismus der Mitte auch in den Reaktions-
mustern von Politiker_innen. So reagierte die 
bayrische Landesregierung auf die Nachricht, 
dass 42,4 % der Befragten eine ausländerfeind-
liche Einstellung aufwiesen, damit, dass sie die 
wissenschaftliche Grundlage der Studie anzwei-
felten, anstatt sich mit Strategien gegen Rassis-
mus auseinanderzusetzen. 

Motive für eine „rechtsextreme“ Einstellung 

Abschließend warf Andreas Speit noch einen 
Blick auf Motive für „rechtsextreme“ Einstel-
lungsmuster. Er wies darauf hin, dass die per-
sönlichen Lebensbedingungen eine große Rolle 
dabei spielten – der Zugang zu Bildung, die 
persönliche Lebensperspektive, Erfahrungen mit 
Möglichkeiten und Grenzen der Lebensgestal-
tung und insbesondere der Berufswahl sowie 
das vorhanden Selbstwertgefühl. Abschließend 
formulierte Speit die These, dass der von ihm 
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konstatierte „rechtsextreme Rollback“ seine 
Ursache darin habe, dass der soziale Kitt der 
deutschen Gesellschaft, die wirtschaftliche Stär-
ke und deren beständiges Wachstum, derzeit 
bröckele. Demnach gelte es jetzt besonders 
aufmerksam zu sein. 

Friederike Kämpfe 

Literaturhinweise 
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Naziaufmärsche blockieren statt ignorieren! 
Bedingungen, Chancen und Risiken eines 
Blockadekonzeptes anhand der Beispiele 
Bad Nenndorf, Hildesheim vs. Lübeck, 
Dresden, Lüneburg. 

Referent_innen: Helga Lenz (Bundesvorstands-
mitglied der Humanistischen Union), Monika 
Lazar (MdB, B90/Grüne), Vertreter_in von 
Avanti (Projekt undogmatische Linke) und Jonas 
Spengler (SchülerInnen gegen Rechts, Lüne-
burg) 
Moderation: Marcus Blumtritt  (Büro Kindler) 

Für diesen Workshop konnten wir Helga Lenz 
(Bundesvorstandsmitglied der Humanistischen 
Union, und in der Vergangenheit als Demonst-
rationsbeobachterin in Lübeck aktiv), Monika 
Lazar (MdB aus Sachsen, und Sprecherin für 
Strategien gegen Rechtsextremismus in der 
Bundestagsfraktion von Bündnis 90/Die Grü-
nen), eine Vertreterin von Avanti (Projekt un-

dogmatische Linke) und Jonas Spengler (Vertre-
ter des Bündnisses: "Lüneburger Schüler_innen 
gegen Rechts") als Referent_innen gewinnen. 
Ziel des Workshop war es, beruhend auf den 
Erfahrungen der Teilnehmer_innen und Refe-
rent_innen, effektive Strategien zur Verhinde-
rung von Naziaufmärschen zu erörtern und 
daraus Schlüsse für zukünftige Aktivitäten zu 
ziehen. 

Warum blockieren?  

Immer wieder marschieren Nazis durch Städte 
und Gemeinden. Hierbei wollen sie nicht nur ihr 
Parolen verbreiten – im Sinne von „auf die Stra-
ße in die Köpfe“ – sondern vielmehr auch das 
Zusammengehörigkeitsgefühl der Szene stärken: 
Man trifft sich, verabredet sich und bestärkt 
sich. Dies ist auch der Grund, warum es mit allen 
Mitteln zu verhindern gilt, dass solche Aufmär-
sche wie geplant stattfinden können. Nazis also 
zu ignorieren und durch leere Straßen laufen zu 
lassen, wie es in verschiedenen Städten prakti-
ziert wurde, ist keine Lösung, da das Zusam-
menkommen der Nazis so ungestört vonstatten 
geht. Naziaufmärsche müssen verhindert wer-
den. Ein wichtiges Mittel hierzu ist die Blockade. 

Wie kann eine Blockade funktionieren? 

Blockaden sind nur mit großem Einsatz vieler 
Menschen möglich. Um eine erfolgreiche Mobi-
lisierung sicherzustellen, ist es notwendig, im 
Vorfeld möglichst breite Bündnisse mit Parteien, 
Initiativen und Verbänden zu schließen. Für die 
Zusammenarbeit sind Absprachen enorm wich-
tig. Ein zentraler Konsens, den viele mittragen 
können, ist die Absprache, dass von den Mit-
gliedern des Bündnisses keine Eskalation aus-
geht. Eine weitere wichtige Absprache ist es, 
dass sich die Auseinandersetzung des Bündnisses 
nicht nur auf die Aktivitäten und Einstellungs-
muster von Nazis bezieht, sondern auch auf den 
Rassismus in der Mitte der Gesellschaft. Aufrufe 
nur gegen Nazis sind zu wenig.  
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Häufig gibt es seitens der Polizei, Staatsanwalt-
schaft und Teilen der Öffentlichkeit im Vorfeld 
Versuche, Blockaden als Straftaten zu stigmati-
sieren und damit Angst unter den möglichen 
Teilnehmer_innen zu schüren. Mit einem nicht-
öffentlichen Blockadetraining kann diesen Sor-
gen begegnet werden. Dort geht es um die 
Beantwortung rechtlicher Fragen – zum Beispiel, 
dass die Beteiligung an einer Blockade eine Ord-
nungswidrigkeit darstellt und keine Straftat – 
und um den Umgang mit Provokationen und 
Angriffen während einer Blockade. Wichtig ist, 
dass die Teilnehmer_innen sich über mögliche 
Grenzen klar werden und wissen, worauf sie sich 
bei einer Blockade einlassen. Ergänzt werden 
kann dies durch öffentliche Blockadetrainings, 
mit denen der Kriminalisierung begegnet wer-
den kann. 

Während einer Blockade ist es wichtig, dass 
diese von einem breiten Spektrum getragen 
werden und nicht einzelne Gruppen dominieren. 
Zudem verringert ein deeskalatives Verhalten 
der Teilnehmer_innen die Gefahr einer gewalt-
samen Auflösung der Blockade durch die Polizei. 

Unterstützt wer-
den kann eine 
Blockade durch 
Parlamenta-
rier_innen, die 
als Beobach-
ter_innen dazu beitragen können, dass die Poli-
zei bei einer Auflösung nicht unverhältnismäßig 
vorgeht. Neben der Beobachtung ist es ihre 
Aufgabe, die Aufarbeitung von Polizeigewalt 
gegebenenfalls auch auf parlamentarischem 
Wege fortzuführen. 

Mobilisierung vor Ort und überregional 

Die gelungene Blockade des Naziaufmarschs in 
Dresden im Februar 2010 hat gezeigt, wie eine 
starke überregionale Mobilisierung zu einer er-
folgreichen Blockade beitragen kann. Eine solch 
starke überregionale Mobilisierung in verschie-
denen Spektren ist aber nicht ständig möglich. 
Von daher ist es sinnvoll sich darauf zu konzent-
rieren, insbesondere anlässlich bedeutsamer 
Nazi-Events (Dresden, Bad Nenndorf, 1. Mai) 
überregional zu mobilisieren. Darüber hinaus ist 
es wichtig lokale Bündnisse mit einem großen 
Mobilisierungspotenzial zu etablieren. Innerhalb 
solcher Bündnisse kann es sehr unterschiedliche 
politische Grundsatzpositionen geben. Diese 
Unterschiede auszuhalten ist eine große Heraus-

forderung, die insbesondere dann erfolgreich 
bewältigt werden kann, wenn Bündnisse nicht 
nur anlassbezogen, sondern strukturell über 
mehrere Jahre zusammenarbeiten und sich ein 
Vertrauensverhältnis zwischen den handelnden 
Personen entwickeln kann. 

Zusammenfassend bleibt festzuhalten: Wesentli-
che Erfolgsfaktoren für eine Blockade von Nazi-
aufmärschen sind eine breite und vertrauensvol-
le Bündnisarbeit sowie eine gute überregionale 
und lokale Mobilisierung.  

Marcus Blumtritt und Nicolai Zipfel 

Links 

www.humanistische-union.de 
Humanistische Union 

www.monika-lazar.de 
Monika Lazar im Internet 

www.avanti-projekt.de 
avanti – Projekt undogmatische Linke 

http://augenauf.blogsport.de  
SchülerInnen gegen Rechts, Lüneburg 

 

 

 
„Wie kann ein breites Bündnis gelingen? 
Chancen und Grenzen“ 

Referent_innen: Lennard Aldag (Regionalsekre-
tär vom DGB Nord-Ost-Niedersachsen) und 
Olaf Meyer (Antifaschistische Aktion Lüneburg/ 
Uelzen) 
Moderation: Sebastian Brux (Mitarbeiter von 
Volker Beck, MdB) 

Ob als Reaktion auf Demonstrationen von Nazis 
oder auf den Stimmenzuwachs der NPD bei 
Wahlen, der Gegenprotest wird von vielen Ak-
teur_innen und Initiativen getragen. Ob Bürger-
bündnisse, Antifa oder Kirche – die Ansätze und 
Aktionen sind so verschieden wie die Lebens-
weisen und politischen Einstellungen der Men-
schen. Fest steht jedoch: Je größer und ent-
schlossener der Widerstand gegen Nazis und 
Rassismus, desto weniger Raum bleibt diesen für 
ihre menschenfeindliche Agitation. In diesem 
Workshop haben wir die Chancen und Grenzen 
eines breiten Bündnisses gegen Rechtsextremis-
mus diskutiert. 
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Das gemeinsame Ziel: Gegen Nazis! 

Die zentrale Frage besteht darin, wie ein breites 
Bündnis mit möglichst vielen beteiligten Grup-
pierungen aus unterschiedlichen gesellschaftli-
chen Bereichen gelingen kann. Lennard Aldag, 
Regionalsekretär vom DGB Nord-Ost-
Niedersachsen, formulierte als Grundvorausset-
zung für eine erfolgreiche Arbeit eines Bündnis-
ses die Fokussierung auf das Thema „Rechtsex-
tremismus“. Das klar formulierte Ziel, sich mit-
einander gegen „Rechtsextremismus“ einzuset-
zen, hilft dabei, interne Auseinandersetzungen 
zu vermeiden. Wichtig hierbei ist vor allem, dass 
die politischen Unterschiede zwischen den 
Bündnispartner_innen akzeptiert und die einzel-
nen Gruppen als Partner_innen respektiert wer-
den. Wenn es zu Auseinandersetzungen zum 
Beispiel darüber kommt, dass einzelne Initiativen 
als „zu links“ beurteilt und aus der Zusammen-
arbeit ausgeschlossen werden sollen, verhindert 
dies eine konstruktive Arbeit gegen Rechts. 
Deshalb ist es im Vorfeld einer Bündnisbildung 
wichtig, sich u. a. mit dem Extremismusbegriff 
und der Frage der Gewaltfreiheit zu beschäfti-
gen. Im weiteren Verlauf der Zusammenarbeit 
sind persönliche Kontakte, Treffen und offene 
Gespräche enorm wichtig um gegenseitige Vor-
urteile abzubauen und Vertrauen zu schaffen. 

Lüneburger Bündnisse gegen Rechts 

In der Region Lüneburg bestehen derzeit drei 
langfristig zusammenarbeitende Bündnisse ge-
gen Rechts – ergänzt durch temporäre Bündnis-
se: 

·  Lüneburger Bündnis für Demokra-
tie/Netzwerk gegen Rechtsextremismus 

·  Celler Forum gegen Gewalt und Rechtsex-
tremismus 

·  Mahnwache Faßberg/Netzwerk gegen 
Rechtsextremismus 

Im Fokus des Berichts von Olaf Meyer stand das 
Lüneburger Bündnis für Demokratie, das offiziell 
aus 62 verschiedenen Gruppen, darunter Antifa, 
DGB, Grüne, DIE LINKE, SPD und der Kirche 
besteht. Das Bündnis ist offen für Initiativen und 
Gruppen, die sich gegen „Rechtsextremismus“ 
engagieren wollen. Innerhalb eines Bündnisses 
muss sich jede_r ohne politische oder ideologi-
sche Vereinnahmung engagieren dürfen. Da 
sind gerade die Parteien gefragt, denn sie nei-
gen häufig dazu einem Bündnis „ihr Label“ 
aufzudrücken. Von der Mitgliedschaft ausge-

nommen sind Angehörige der Nazi-Szene und 
Menschen, die sich offen antisemitisch und ras-
sistisch geäußert haben. Teil des Grundkonsen-
ses ist auch, dass Veranstaltungen prinzipiell 
gewaltfrei verlaufen. 

Die Arbeit des Lüneburger Bündnisses besteht 
aus konkreten Aktionen wie zum Beispiel der 
Blockade von Demonstrationen im letzten Jahr 
und die Mobilisierung gegen Treffen von Nazis. 
Außerdem leistet das Bündnis kontinuierliche 
Präventions-, Aufklärungs- und Informationsar-
beit. Vor allem diese langfristig angelegte Arbeit 
soll dazu beitragen, dass ein weiteres Erstarken 
von rassistischem, antisemitischem und demo-
kratiefeindlichen Gedankengut verhindert wird. 
Sie macht den größten Teil der Arbeit aus und 
gerade hier werden engagierte Menschen benö-
tigt, die diese Arbeit sicherstellen. 

Knackpunkte der Bündnisarbeit 

Das Gelingen der Bündnisarbeit hängt auch von 
äußeren Faktoren ab. So schätzte Lennard Aldag 
die Rolle von Polizei und Staatsschutz gegen-
über Bündnissen gegen Rechtsextremismus als 
sehr problematisch ein. Teilweise sprechen sie 
gezielt Bündnispartner_innen an, um vor auto-
nomen Linken im Bündnis zu warnen – auch in 
Lüneburg gab es diese Fälle. Auch gab es Versu-
che Gegenbündnisse aufzubauen. Letztendlich 
wurde versucht, Zwietracht zwischen den Bünd-
nispartner_innen zu sähen – umso wichtiger ist 
es persönliche Gespräche zu führen, sich gegen-
seitig kennenzulernen und Offenheit herzustel-
len.  

Tobias Peter 
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Bildung gegen Nazis? Strategien gegen 
„rechtsextreme“ Einstellungen 

Referent_in: Katrin Unger (Stiftung niedersäch-
sische Gedenkstätten/Projekt Entrechtung als 
Lebenserfahrung) 
Moderation: Helge Limburg (MdL, B90/Grüne 
Niedersachsen) 

Im Mittelpunkt des Vortrags von Katrin Unger 
stand das Konzept Menschenrechtsbildung und 
dessen Möglichkeiten und Grenzen als Strategie 
gegen „rechtsextreme“ Einstellungen. 

Was ist Menschenrechtsbildung? 

Menschenrechtsbildung geht auf das Abkom-
men über die Rechte des Kindes zurück, das die 
UN 1989 beschlossen hatte. Dass Menschen-
rechtsbildung für die Durchsetzung der Men-
schenrechte unverzichtbar ist, hatten die UNES-
CO, Europarat und NGOs schon früher erkannt 
und gefordert. Der Beschluss der UN bedeutete 
jedoch eine Verankerung dieses Rechts und 
ermöglichte eine Institutionalisierung der Men-
schenrechtsbildung. Auf drei Ebenen erweist sich 
Menschenrechtsbildung als unverzichtbar: 

·  Ohne Menschenrechtsbildung kann der_die 
Einzelne seine_ihre Rechte nicht wahrneh-
men und verteidigen. 

·  Ohne Menschenrechtsbildung kann sich 
keine Menschenrechtskultur in der Zivilge-
sellschaft entfalten. 

·  Menschenrechtsbildung ist international als 
Menschenrecht anerkannt, das es zu ach-
ten, zu schützen und zu fördern gilt. 

Eine ganzheitliche Menschenrechtsbildung um-
fasst mehrere Komponenten – die Vermittlung 
von Wissen über die Bedeutung und die Unteil-
barkeit der Menschenrechte gehört genauso 
dazu, wie die Vermittlung von Menschenrechten 
als „way of live“. Menschenrechte sollen ein 
Mutmacher sein und Menschen dazu einladen, 
Zivilcourage zu zeigen. Zentral ist dabei der 
sogenannte dreifache Imperativ der Menschen-
rechtsbildung: 

·  Kenne und verteidige deine Rechte. 
·  Anerkenne die gleichen Rechte der Ande-

ren. Verhalte dich im Alltag selber so, dass 
du die MR anderer anerkennst und nicht 
verletzt. 

·  Verteidige nach Kräften auch die Rechte 
anderer und helfe nach deinen Möglichkei-

ten Opfern von Menschenrechtsverletzun-
gen. 

Menschenrechtsbildung als Strategie 

Menschenrechtsbildung ist damit eine von meh-
reren pädagogischen Antworten auf „rechtsex-
treme“ Einstellungsmuster, allerdings fehlt es, so 
Katrin Unger mit Verweis auf Albert Scherr von 
der Universität Freiburg, derzeit nicht „an päda-
gogischen Antworten auf die Frage, wie be-
gründet und mit Aussicht auf Erfolg gegen 
Fremdenfeindlichkeit, Rassismus und Rechtsex-
tremismus vorgegangen werden kann.“ Es fehle 
vielmehr die Bereitschaft der politischen Ent-
scheidungsträger_innen, entsprechende Rege-
lungen und Gesetze zu erlassen und die päda-
gogische Arbeit langfristig zu unterstützen. Dar-
über hinaus herrschten in der Ausbildung päda-
gogischer Fachkräfte Defizite: Menschenrechts-
bildung sei kein fester Bestandteil des Lehramts-
studiums oder der Ausbildung zum_zur Erzie-
her_in. Dementsprechend bestehe auch eine 
Distanz zwischen Theorie und Praxis der Men-
schenrechtsbildung. Aus dieser Kritik leitete 
Katrin Unger eine zentrale Forderungen an die 
Politik ab: Bisherige Erkenntnisse über Men-
schenrechtsbildung und Interventionskonzepte 
müssen in den Regelstrukturen verankert wer-
den. Dabei reicht es nicht, sich auf die „Prob-
lemgruppen“ zu beschränken – es ist eine Bil-
dung in der und für die Gesellschaft notwendig, 
die die Menschen zu einer kritischen Auseinan-
dersetzung mit rassistischen Vorurteilen und 
antidemokratischen Ideologien befähigt. Gleich-
zeitig warnte sie jedoch davor, pädagogische 
Interventionen zu überschätzen. Durch diese 
Angebote können Lernprozesse angeregt, er-
möglicht und unterstützt werden, in denen von 
demokratischen und menschenrechtlichen Prin-
zipien ausgehende Sichtweisen und Lösungen 
der Probleme verständlich werden. Aber Päda-
gogik ist kein Allheilmittel und kein Ersatz für 
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erforderliche arbeitsmarkt-, bildungs- und sozi-
alpolitische Maßnahmen. 

Fazit 

Menschenrechtsbildung und andere Strategien 
der politischen Bildung können letztendlich nur 
dann erfolgreich sein, wenn die Adressat_innen 
Interesse an der Auseinandersetzung haben und 
bereit sind, grundlegende Überzeugungen zu 
verändern, wenn den Adressat_innen eine über-
zeugende Alternative zum ideologischen Ange-
bot der Nazi-Szene zugänglich gemacht wird 
und wenn sich die pädagogischen Angebote an 
den Prinzipien einer subjektorientierten und 
dialogisch angelegten gesellschaftspolitischen 
Bildung orientieren. 

Friederike Kämpfe 

Links 

www.bergen-belsen.de/projekt/eal 
Das Projekt Entrechtung als Lebenserfahrung 
der Stiftung niedersächsische Gedenkstätten 
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Links 

www.aktiv-gegen-nazis.org  
Die Seite zum Kongress 

www.mut-gegen-rechte-gewalt.de  
Internetplattform gegen Rechtsextremismus des 
Magazins Stern 

www.idgr.de  
Informationsdienst gegen Rechtsextremismus 

www.apabiz.de 
Antifaschistisches Pressearchiv und Bildungs-
zentrum Berlin e. V. 

www.bnr.de  
Blick nach Rechts 

www.idaev.de 
Informations- und Dokumentationszentrum für 
Antirassismusarbeit 

www.netz-gegen-nazis.de 
Infoportal der Zeit und der Amadeu-Antonio-
Stiftung 

www.der-rechte-rand.de 
Onlineangebot der gleichnamigen Zeitschrift 

www.recherche-nord.com 
Unabhängiges Recherche- und Medienprojekt 
zum Thema Neonazismus 

www.infos-gegen-nazis.org 
Infos über Nazistrukturen in Niedersachsen 
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Kontakt 

Jan Philipp Albrecht (MdEP) 

European Parliament 
ASP 08 H 246 
Rue Wiertz 60 
B-1047 Brussels 
Mail: jan.albrecht@europarl.europa.eu 
Tel: 0032-2-2845060 
 
Europabüro in Hannover: 
Burchardstraße 21 
20095 Hamburg 
Tel: 040-181 989 92 

Luise Amtsberg (MdL) 

Landtag Schleswig-Holstein 
Düsternbrooker Weg 70 
24105 Kiel 
Mail: luise.amtsberg@gruene.ltsh.de 
Tel: 0431-988 1506 

Sven-Christian Kindler (MdB) 

Deutscher Bundestag 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 
Mail: sven-christian.kindler@bundestag.de 
Tel: 030-227 76232 
 
Regionalbüro in Hannover: 
Senior-Blumenberg-Gang 1 
30159 Hannover 
Mail: sven-christian.kindler@wk.bundestag.de 
Tel: 0511-700 368 44 

Helge Limburg (MdL) 

Landtag Niedersachsen 
Hinrich-Wilhelm-Kopf-Platz 1 
30159 Hannover 
Mail: helge.limburg@lt.niedersachsen.de 
Tel: 0511-3030 3305 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Nachweise 

Fotos von Helge Limburg (S.2,9), Sylwia von 
Rechenberg (S.1,3,8,10) und www.dresden-
nazifrei.com (S.7). 
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für’s Korrekturlesen und natürlich an Friederike 
für die Redaktion und das Layout der Dokumen-
tation. 


